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           Schulleitungsvereinigung der Gesamtschulen

                               Nordrhein-Westfalen

Stellungnahme 

zur

Verordnung über die Ausbildung und die Abschlussprüfungen in der Sekundarstufe I

 (APO S I)

MSJK NRW – 224-2.02.11.03-17004/04

Grundsätzlich begrüßen die Schulleiterinnen und Schulleiter der Gesamtschulen eine Umformung des Schulsystems in NRW, um die Ergebnisse von PISA ernst zu nehmen und zum Wohl der Schülerinnen und Schüler für eine bessere  Qualität von Schule in NRW Sorge zu tragen. Dabei orientieren wir uns an der Zielsetzung mehr Chancengleichheit im Bildungssystem und eine Qualitäfdsfdsfdtssteigerung in den Schulen des Landes  zu erzielen.

Die SLVGE NRW nimmt im Folgende nur einige Aspekte des vorliegenden Entwurfes auf. Zu einer Vielzahl weiterer Aspekte liegen Einzelanregungen aus den fünf Regierungsbezirken des Landes vor.  

Berechtigung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe

Die vorliegende Entwurfsfassung  in § 41 ist als sehr problematisch zu kennzeichnen. Seine vorliegenden Regelungen kommen einem Numerus-Clausus für Gesamtschüler nah.

Der Leistungsbewertung „gut“ in den Langzeitfächern und überwiegend „gut“ in den übrigen Fächern und die im Vergleich dazu für Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums geforderte Leistungsnote „ausreichend“ mit gleicher Zugangs-Berechtigung zur  verkürzten SII  widerspricht dem an den Schulen der Sekundarstufe I angestrebtem Ziel der Qualifikationssteigerung:  statt Anerkennung  der mit Parallelarbeiten, Lernstandserhebungen, zentralen Prüfungen und der Einführung der neuen Kernlehrpläne verbundenen  gleichwertigen Leistungsanforderung und -bewertung und damit gleichwertig verbundener Abschlussberechtigung, erfahren   Schülerinnen und Schüler  der Gesamtschulen eine deutlich ausgewiesene Abwertung ihrer Leistungsergebnisse um  zwei Notenstufen.

Nach Maßgabe der vorliegenden  Regelungen  würde der  Notensprung  um zwei Stufen bedeuten, dass den Schülerinnen und Schülern an Gymnasien mit der durchschnittlichen Bewertungsstufe „ausreichend“ ein ebenso erfolgreicher Bildungsgang in der Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe prognostiziert würde wie vergleichbar  den Schülerinnen und Schülern aus den Sekundarstufen I – Schulen mit der durchschnittlichen Leistungsbewertung „gut“ bzw. den Gesamtschülern/innen mit einer zusätzlichen Bindung   der überdurchschnittlich geforderten Zensuren  „gut“ an die leistungsstärkeren Erweiterungskurse.

Diese Implikation stößt im Vergleich mit den tatsächlichen  Abiturabschlüssen der Schüler/innen aus den SI Schulen und Gesamtschulen  auf erhebliche Begründungsprobleme
Dieser Noten-Numerus –Clausus stellt die Maßnahmen zur Qualitätssteigerung in Frage und ist nicht geeignet, die Lernmotivation und das Lernklima an den Schulen der Sekundarstufe I zu fördern. Sie entspricht nicht dem Ziel, die Zugangsbedingungen zum Abitur zu erweitern, um mehr qualifizierte Fachabiturabschlüsse und allgemeine Hochschulreife – Abschlüsse zu erzielen. Sie unterstellt, dass die Erweiterungskurse der Gesamtschulen nicht in der Lage sind Abiturfähigkeit zu erzielen. Dies entspricht nicht den Ergebnissen der in den letzten Jahren durchgeführten Überprüfungen der Abiturergebnisse.

Bei den jetzt noch einsetzenden zusätzlichen Stunden in der S I nach der geplanten Stundentafel ist der vorliegende Entwurfsansatz noch weniger logisch.

Hier muss die Entwurfsfassung ersetzt werden. Sinnvoll ist die Bebehaltung der jetzt geltenden Prüfungsbestimmungen der laufenden AOS I an den Gesamtschulen.

Der vorliegende Entwurf verhindert eher den Zugang zur gymnasialen Oberstufe anstatt, wie gesellschaftspolitisch gewollt, diesen zu verbreitern: durch eine unklare, nicht gefestigte Position des „Sprungbrettfaches zur Sekundarstufe II“, d.h. die neu einsetzende zweite Fremdsprache ab Jahrgangsstufe 8 und die Notwendigkeit sogenannte „neue“ Fächer der S II schon in 10 anbieten zu müssen.     

 In der S I und in der S II sollten möglichst nochmals Chancen angeboten werden, durch eine neu einsetzende zweite Fremdsprache, eventuell entsprechend mit erhöhtem Stundenumfang, und in der S II durchaus  auf nur noch  zwei Schuljahre  verdichtet. D.h. Zugangs-Chancen öffnen für viele Schüler und Schülerinnen aus  den SI-Bildungsgängen.

Die vorliegende Regelung, dass die neue Fremdsprache für die zweijährige Oberstufe schon in der Jahrgangstufe 10 einsetzen muss, ist personalpolitisch teuer und didaktisch nicht zu begründen. Der europäische  Referenzrahmen für Sprachabschlüsse sieht für den Erwerb der zweiten Fremdsprache in der S I lediglich eine Stundengesamtzahl, nicht eine Jahresangabe vor. Dies wäre auch im Rahmen der KMK-Beschlüsse übertragbar auf die S II, bzw. hier muss in der KMK darauf hingewirkt werden, dass neue Modelle möglich sind.

Nur wenn die neu einsetzende zweite Fremdsprache  klar verankert wird in der Stundentafel der S II und in den  Prüfungs- und Übergangsregelungen zur gymnasialen Oberstufe, kann die Übergangsquote in die Oberstufe  zumindest  auf dem bisherigen Niveau  gehalten werden. 

Die gleiche Problematik tritt auf für alle Fächer, die neu in  der Sekundarstufe II sind. Hier kann nicht vom Abitur nach unten gerechnet und „gedrückt“ werden, sondern müssen neue curriculare Konzeptionen für die neu einsetzenden Fächer geschaffen werden, um eine Konzentration auf zwei Jahre möglich zu machen.

Der Entwurf berücksichtigt nicht die positiven Erfahrungen aus Gesamtschulen in früheren Jahren, als zwei naturwissenschaftliche Fächer als differenzierte Fächer in den Jahrgangsstufen 9 und 10 mit entsprechender Abschlussanerkennung geführt wurden (nach der Reduzierung auf ein naturwissenschaftliches Fach als differenziertes Fach ist bereits schon die Anzahl der Sekundarstufen II – Berechtigungen an vielen  Gesamtschulen  zurück gegangen). Hiervon profitierten vor allem Kinder und Jugendliche aus eher bildungsfernen Milieus, insbesondere auch Kinder mit Migrationshintergrund, deren Stärken erfahrungsgemäß eher im naturwissenschaftlich-mathematischen Bereich liegen.

Die neue APO- SI böte die Chance, den durch die Reduzierung  begangenen Fehler rückgängig zu machen und hier wieder ein Stück mehr Chancengleichheit für benachteiligte Kinder und Jugendliche herzustellen und damit auch die Übergangsquote zur SII  anzuheben.

Abschlussprüfungen

Eine zusätzliche Schieflage ist im Hinblick auf  Vergleichbarkeit und Gleichwertigkeit  der zentralen Abschlussprüfungen in allen Schulformen- auch der Gymnasien- nach Klasse 10 festzustellen. Die an  Kernlehrplänen orientierten  und landeseinheitlich entwickelten Prüfungsvorgaben  und zentrale Abschlussprüfungen  vermitteln  nach außen den Eindruck einer gleichwertigen und gleichberechtigten  Zuerkennung  der „Mittleren Reife“ bei entsprechenden Leistungsergebnissen an allen Schulformen des Landes.

Sie münden aber  in verdeckte Ungleichheit bzgl. der  Berechtigung  des Zuganges zur gymnasialen Oberstufe. Die Mittlere Reife ist demnach bei  gleichen  Jahresleistungen, die ein Schüler im Laufe des 10. Jahrgang  erworben hat und  bei gleichen Prüfungsergebnissen der zentral durchgeführten Prüfungen an den HS, RS und  Gesamtschulen, deutlich benachteiligt: es wird schulformunterschiedlich  abgewertet und eingeordnet.

Dies aber wäre  mit Blick auf die geforderte Chancengleichheit  und  die o. g. Maßnahmen der Landesregierung zur Qualitätssteigerung  an allen Schulen der SI  und der Gesamtschulen nicht zu rechtfertigen.   Auch im Hinblick auf die Außenwirkung  einer im Zeugnis mit „gut“ beurteilten Leistung  und entsprechende Erwartungshaltungen über Leistungshöhe und Leistungsfähigkeit  dieser Schulabgänger/innen  bei den Abnehmern der „Mittleren Reife- Zeugnisse“, das sind  vor allem die Betriebe, Firmen und  Kollegschulen, würde eine nur schwer begründbare Legitimationslücke  der Leistungswertigkeit  und des Stellenwertes der Schulformen HS, RS und Gesamtschulen im Lande „administriell verordnet“ öffentlich  sichtbar gemacht.

In der Wirkung führt die Ungleichgewichtigkeit und Ungleichwertigkeit der Abschlüsse zum verdeckten Abstieg der Schüler/innen aus den HS,  RS und GE und  damit auch zur Abqualifizierung dieser Schulformen.

Die Abschlussprüfungen in einem „weiteren“ Fach (§ 29) sind in der vorliegenden Entwurfsfassung nicht realisierbar. Nach einfacher Hochrechnung ergeben sich durch die hohe Anzahl der zu erwartenden mündlichen Prüfungen eine nicht mehr organisierbare zeitliche Belastung der ersten oder letzten Schulwochen des Jahres.

Außerordentlich  kritisch ist der gesamte Zeit- und Arbeitsaufwand zu sehen, der im Zusammenhang mit den vorgesehenen Abschlussverfahren zu leisten ist. Dies bedeutet, dass  Fachlehrerinnen und Fachlehrer, insbesondere der Fächer Deutsch, Mathematik und Englisch, noch höhere Belastungen haben werden als bisher. Warum jeweils Zweitkorrekturen notwendig sind, wie die diversen Prüfungstage organisiert werden sollen, wie Entlastungen während des laufenden Schuljahres geschaffen werden könnten, bleibt unklar. Hier gehen die Entwurfsformulierungen  an den Realitäten des Schulalltags vorbei.

Einzig begrüßenswert ist die Möglichkeit Projektarbeiten, Facharbeiten und andere alternative Leistungsnachweise einzubeziehen. Dies ist einer der wenigen innovativen Gedanken des Entwurfs, der jedoch noch detailliert in seinen Auswirkungen zu betrachten ist. Zeitlich ist auf den ersten Blick auch hier  keine Entlastung, sondern eine Belastung zu sehen.

Grundsätzlich ist auch hier das Grundproblem des Entwurfes, sich ausschließlich aus der Sichtweise des Abiturs zu definieren, deutlich. Die Prüfungsvorschriften und Prüfungssettings sind ein vorgezogenes Abiturszenario.

Fazit:

Auf dem Hintergrund der eingangs genannten Bildungs- und insbesondere schulpolitischen Zielsetzungen und Leitlinien ist der vorliegende Entwurf zur APO -SI als  hoch  problematisch zu werten. Er scheint  in großer Eile gefertigt, wie diverse Widersprüche von Einzelregelungen belegen.  Weder wird sich prognostisch die Zahl der Abiturienten/innen erhöhen –das Gegenteil  ist eher zu erwarten- noch werden Bildungs- und  damit Lebenschancen für eine Vielzahl von Jugendlichen, insbesondere bildungsbenachteiligter Kinder und Jugendlichen, erhöht.

Die  angezielte Qualitätssteigerung in den  Schulen der S I  mündet   in § 41  der Verordnung, im Gegenteil: es wird  verdeckt abgewertet, der Aufstieg  in  die schulzeitverkürzte gymnasiale Oberstufe  wird  für einen Großteil der Schülerinnen und Schüler des Landes erschwert und nicht erleichtert. Dies betrifft  die  Schüler/innen der Hauptschulen, Realschulen und Gesamtschulen und letztlich auch diese Schulformen insgesamt in ihrem Selbstverständnis.

Die Gesamtschule als einzige integrierte Schulform muss ihrer nach dem Schulgesetz zukommenden  erweiterten Aufgabe, der Erschließung von mehr Bildungsressourcen, gerecht werden können und sich dahingehend weiterentwickeln können. Dies ist in der Struktur des Entwurfes nicht erkennbar. Er definiert sich hingegen als ein Umsetzen der Abiturvorschriften von oben in eine neue S I hinein und setzt  hier vorwiegend auf Prüfungsfragen und Abschlussvorschriften. Die bildungspolitische Dimension der Qualitätssteigerung und Erschließung von Bildungsressourcen wird weitgehend verfehlt.  Es fehlen die selbständig zu  nutzenden Spielräume für Schulen, so, wie es der Anspruch nach mehr Selbständigkeit der Schulen einfordern würde.

Der vorliegende Entwurf widerspricht dieser Zielperspektive und kann den bildungspolitischen Zielsetzungen  der Landesregierung  und der sie tragenden Parteien in dieser Fassung  deshalb noch nicht entsprechen.

Eine Überarbeitung  ist dringend erforderlich. Die Schulleitungsvereinigung fordert deshalb den vorliegenden Entwurf nicht in Kraft zu setzen, in einem eventuellen  Moratorium bis zum Jahresende 2005 die notwendigen Veränderungen sachgerecht und in Ruhe vorzunehmen.  Praxisorientierte Veränderungsvorschläge liegen in vielfältiger Form vor und werden in Gesprächen gerne eingebracht. Dabei schlagen wir vor, Schulleiterinnen und Schulleiter aus Gesamtschulen in entsprechende Arbeitsgruppen zu berufen. 

Köln, den 31.01 2005

